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Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.10.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2022/11/0129 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2022/11/0130 E 10.10.2023 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2014/07/0077 E 26. März 2015 VwSlg 19092 A/2015 RS 3 (hier: ohne die letzten zwei 
Sätze) 

Stammrechtssatz 

Die Prüfungsbefugnis der VwG ist keine unbegrenzte. Der äußerste Rahmen für die Prüfbefugnis ist die 
"Sache" des bekämpften Bescheides. Dieser Rahmen wird in den Fällen einer Trennbarkeit der 
behördlichen Entscheidung weiter eingeschränkt, wenn in der Beschwerde von mehreren trennbaren 
Absprüchen nur ein Teil bekämpft wird. Dies gilt auch für den Fall, dass die Behörde zur Erlassung eines 
der trennbaren Bescheidsprüche unzuständig war (vgl. E 24. Juli 2014, 2013/07/0270). Innerhalb des so 
eingeschränkten Prüfungsumfanges findet noch einmal eine weitere Beschränkung insofern statt, als 
Parteibeschwerden iSd Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG nur insoweit zu prüfen sind, als die Frage einer 
Verletzung von subjektiv-öffentlichen Rechten Gegenstand ist (vgl. E 17. Dezember 2014, Ro 
2014/03/0066; E 27. August 2014, Ro 2014/05/0062). Das VwG kann daher etwa nicht auf Grund der 
Beschwerde einer auf bestimmte subjektive Rechte beschränkten Partei eine Aufhebung oder Abänderung 
des angefochtenen Bescheides aus öffentlichen Interessen vornehmen (vgl. E 22. Dezember 2010, 
2010/06/0262). Zu beachten ist vom VwG auch ein (Teil-)Verlust der Parteistellung. In diesem Rahmen, 
der sich im Einzelfall jeweils aus dem Zusammenwirken von verfahrensrechtlichen und 
materiellrechtlichen Normen ergibt, ist das VwG auch befugt, Rechtswidrigkeitsgründe aufzugreifen, die 
in der Beschwerde nicht vorgebracht wurden. 
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